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Fragwürdiger Umgang der Landesregierung mit Vergabeerleichterungen im Zuge der 
Eindämmung der Corona-Pandemie 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am 19.03.2020 verfasste das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) ein Rund-
schreiben an die Bundesressorts, Länder, Kommunalen Spitzenverbände und Geschäftsbe-
reichsbehörden des BMWi. Darin wurden Ausführungen zur Anwendung des Vergaberechts 
im Zusammenhang mit der Beschaffung von Leistungen zur Eindämmung der Ausbreitung des 
neuartigen Coronavirus getätigt. Ausdrücklich wurde dabei auf Ausnahmetatbestände hinge-
wiesen, um eine schnelle und effiziente Beschaffung in Dringlichkeits- und Notfallsituationen 
zu ermöglichen. So sollte unterhalb der EU-Schwellenwerte eine Verhandlungsvergabe ohne 
Teilnahmewettbewerb möglich sein (Aufforderung an mindestens drei Unternehmen, Ange-
bote abzugeben). Bei besonders dringlichen Leistungen, deren Dringlichkeit vom Auftraggeber 
weder vorhergesehen werden konnte noch verschuldet worden ist, kann demnach ausnahms-
weise auch nur ein Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden. Letztere Voraus-
setzung sah der Landesrechnungshof (LRH) in seiner Stellungnahme  „Beratungsbericht ge-
mäß § 88 Abs. 2 Landeshaushaltsordnung zu vergaberechtlichen Maßnahmen während der 
Corona-Pandemie“1 vom 27.04.2021 im Falle der Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-
Pandemie regelmäßig als gegeben an (vgl. S. 5). 
 
Über diese Ausnahmeregelungen ging die Landesregierung (namentlich das Finanzministe-
rium, FM, und das Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, MWIDE) 
lt. LRH jedoch deutlich hinaus, was zu dessen harter Kritik an diversen in der Folgezeit her-
ausgegebenen gemeinsamen Runderlassen führte. Entsprechende Äußerungen des LRH zu 
den geplanten Regelungen gingen der Landesregierung am 26.03.2020, am 18.06.2020 und 
am 19.11.2020 zu. Lt. LRH übernahm die Landesregierung jedoch ausschließlich dessen auf 
reine Formalitäten bezogenen Anmerkungen, während sie inhaltliche Kritikpunkte an den ge-
planten Runderlassen vollständig unberücksichtigt ließ. 
 
Der Minister der Finanzen hat die Kleine Anfrage 5734 mit Schreiben vom 3. September 
2021 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister für Wirtschaft, Innova-
tion, Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen beantwortet. 
 

                                                
1 http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-5080.pdf  

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-5080.pdf
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1. Mit welcher Begründung haben Finanzministerium und MWIDE für den Einkauf 
von Waren und Dienstleistungen, die der Eindämmung und kurzfristigen Bewälti-
gung der Corona-Epidemie und/oder der Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs 
dienen, unterhalb der EU-Schwellenwerte die Anwendung der Unterschwellen-
vergabeordnung (UVgO) bei Vergaben mehrfach befristet ausgesetzt – trotz der 
Bedenken des LRH und der dringenden, mehrmals vorgebrachten Empfehlung, 
davon abzusehen? 

 
2. Warum ist die Aussetzung der UVgO nach dem 30.06.2020 nicht aufgehoben wor-

den, obwohl – wie der LRH in seinem Bericht (vgl. S.7) feststellt – im Juni 2020 
weder Lieferengpässe noch ein Mangel an Hygienemitteln oder sonstigen Waren 
in den Beständen zu verzeichnen waren? 

 
3. Welche berechtigten Gründe kann die Landesregierung für ihren Runderlass vom 

07.12.2020 anführen, der eine erneute Verlängerung der Aussetzung der UVgO bis 
zum 30.06.2021 zur Folge hatte? 

 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet.  
Das Infektionsgeschehen in den letzten eineinhalb Jahren war nicht einschätzbar. Zur Sicher-
stellung der Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung bedurfte es daher der in Rede ste-
henden vergaberechtlichen Lockerungen.  
 
 
4. Welche Argumente kann die Landesregierung der Kritik des LRH in dessen Be-

richt, die „Aussetzung der UVgO setze alle vergaberechtlichen Vorschriften für die 
Unterschwellenvergabe von Liefer- und Dienstleistungen außer Kraft und somit 
auch wesentliche Bestimmungen, wie das Transparenz- und Gleichbehandlungs-
gebot, die Korruptionsprävention und die Dokumentationspflichten“ (vgl. S. 8) 
entgegensetzen? 

 
 
Das Gleichbehandlungsgebot wurde durch die befristete Aussetzung der Unterschwellen-
vergabeordnung nicht außer Kraft gesetzt, da es als primäres Gemeinschaftsrecht zu den 
Grundfreiheiten des Vertrages zur Arbeitsweise der Europäischen Union zählt. Auch der 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gemäß § 7 Landehaushaltsordnung wurde 
nicht ausgesetzt. Gleiches gilt für die Vorgabe des § 20 Korruptionsbekämpfungsgesetz zum 
Vier-Augen-Prinzip bei Aufträgen ab 500 Euro ohne Umsatzsteuer. Dokumentationspflichten 
ergeben sich aus der Landeshaushaltsordnung im Zusammenwirken mit den Vorgaben zur 
Aktenführung.  
 
 
5. Zusätzlich regte der LRH mit Blick auf Maßnahmen, die den EU-Schwellenwert er-

reichen oder überschreiten – für die ebenfalls Vergabeerleichterungen in den er-
wähnten Runderlässen festgelegt worden waren –, das Vorliegen einer Ausnah-
mesituation nachvollziehbar zu dokumentieren. Welche konkreten Vergaben wur-
den nach diesen Festlegungen getätigt? (Bitte einzeln und unter Angabe des 
Grundes für das Vorliegen einer Ausnahmesituation und des Preisrahmens der 
Vergabe aufführen.) 

 
In den in Rede stehenden Runderlassen wurden keine Vergabeerleichterungen für Vergaben 
im Bereich der Oberschwelle festgelegt. Es wurde auf die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
von gesetzlich normierten Ausnahmetatbeständen des Vergaberechts hingewiesen, die beim 
Vorliegen von dringlichen und zwingenden Gründen in Anspruch genommen werden können. 
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Das entspricht den vom Bund veröffentlichen Hinweisen im Rundschreiben des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie vom 19. März 2020 Aktenzeichen 20601/000#003 (n.V.), 
sowie den Leitlinien der Europäischen Kommission zur Nutzung des Rahmens für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge in der durch die COVID-19 Krise verursachten Notsituation (2020/C 108 
I/01). Das Rundschreiben und die Leitlinien stehen auf vergabe.NRW zum Download zur Ver-
fügung. Die Wahl eines Ausnahmetatbestandes ist oberhalb des EU-Schwellenwertes zu do-
kumentieren.  
 
 


